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2	 Rechtliche Grundlagen
1Maßgebend sind in der jeweils geltenden Fassung insbesondere:
•	 Richtlinie 2014/24/EU des Europäischen Parlaments und des Rates 

vom 26. Februar 2014 über die öffentliche Auftragsvergabe und zur 
Aufhebung der Richtlinie 2004/18/EG

•	 Gesetz gegen Wettbewerbsbeschränkungen (GWB)
•	 Verordnung über die Vergabe öffentlicher Aufträge (Vergabeverord-

nung – VgV)
•	 Vergabe- und Vertragsordnung für Leistungen – Teil A (VOL/A)
•	 Vergabe- und Vertragsordnung für Bauleistungen – Teil A (VOB/A)
•	 Wettbewerbsregisterverordnung (WRegVO)
•	 Vergabestatistikverordnung (VergStatVO)
•	 Richtlinie für Planungswettbewerbe (RPW)
•	 Honorarordnung für Architekten und Ingenieure (HOAI)
•	 Bundes-Klimaschutzgesetz (KSG)
•	 Gesetz über die Vergabe öffentlicher Aufträge im Freistaat Sachsen 

(Sächsisches Vergabegesetz – SächsVergabeG)
•	 Verordnung des Sächsischen Staatsministeriums des Innern über die 

kommunale Haushaltswirtschaft (Sächsische Kommunalhaushaltsver-
ordnung – SächsKomHVO)

•	 Unterschwellenvergabeordnung (UVgO)
•	 Hauptsatzung der Stadt Leipzig

3	 Geltungsbereich
1Die Geschäftsordnung der Stadt Leipzig zur Vergabe von Leistungen 
(nachfolgend GO) gilt für die Stadtverwaltung und Eigenbetriebe der 
Stadt Leipzig. 
2Die GO gilt für die Beschaffung von Leistungen, die im Rahmen von 
entgeltlichen Verträgen die Lieferung von Waren, die Ausführung von 
Bauleistungen oder die Erbringung von Dienstleistungen zum Gegen-
stand haben. 
3Sie findet Anwendung auf die Vergaben unterhalb und oberhalb des 
jeweiligen Schwellenwertes. 
4Die GO gilt nicht für die Vergabe von Konzessionen, die interkommunale 
öffentliche Zusammenarbeit sowie den Leistungsaustausch innerhalb der 
Verwaltung und In-House-Geschäfte. 

4	 Elektronische Kommunikation
1Über die elektronischen Bekanntmachungen zu Vergabeverfahren in einem 
zentral erreichbaren Veröffentlichungsmedium hinaus wird im Leipziger 
Amtsblatt und unter www.leipzig.de auf Vergabeverfahren hingewiesen. 
2Die Vergabeunterlagen werden den Unternehmen grundsätzlich elektro-
nisch über ein zentral erreichbares Veröffentlichungsmedium im Internet 
bereitgestellt. 
3Teilnahmeanträge, Interessensbekundungen, Interessenbestätigungen und 
Angebote sind elektronisch einzureichen, sofern in der Bekanntmachung 
bzw. den Vergabeunterlagen nichts anderes festgelegt ist.

5	 Nachhaltige, soziale, strategische und innovative Beschaffung
1Bei der Vergabe von Leistungen werden nachhaltige, soziale, strategische 
und innovative Aspekte berücksichtigt. 
2Bei Aufträgen mit Umweltrelevanz sollen die Hinweise und Empfehlun-

gen des Umweltbundesamtes zur umweltfreundlichen Beschaffung sowie 
der Kompetenzstelle für nachhaltige Beschaffung berücksichtigt werden.
3Bei Produktgruppen, für die das RAL-Umweltzeichen „Blauer Engel“ 
existiert, sollen vorzugsweise solche Produkte beschafft werden, die die 
Kriterien dieses oder vergleichbarer Umweltzeichen erfüllen. 
4Bei der Beschaffung von Holzprodukten soll grundsätzlich eine Zerti-
fizierung nach FSC/PEFC oder gleichwertig gefordert werden. 
5Bei der Vergabe von Leistungen sollen nur Produkte Berücksichtigung 
finden, die ohne Verletzung der ILO-Kernarbeitsnormen (Übereinkommen 
87 – Vereinigungsfreiheit und Schutz des Vereinigungsrechtes -, Überein-
kommen 98 – Vereinigungsrecht und Recht zu Kollektivverhandlungen -, 
Übereinkommen 29 – Zwangsarbeit und Protokoll von 2014 zum Über-
einkommen zur Zwangsarbeit -, Übereinkommen 105 – Abschaffung 
der Zwangsarbeit -, Übereinkommen 100 – Gleichheit des Entgelts -, 
Übereinkommen 111 – Diskriminierung in Beschäftigung und Beruf -, 
Übereinkommen 138 – Mindestalter und Übereinkommen 182 – Verbot 
und unverzügliche Maßnahmen zur Beseitigung der schlimmsten Formen 
der Kinderarbeit) hergestellt worden sind.
6Die entsprechenden Voraussetzungen sollen durch Zertifikate bzw. Siegel 
oder, sofern dies nicht möglich ist, durch eine Erklärung nachgewiesen 
werden. 
7Können bei dem auszuschreibenden Produkt diese Anforderungen oder 
die Anforderung an den Nachweis nicht erfüllt werden, so kann hiervon 
abgewichen werden. 
8Dies ist in der Vergabeakte zu dokumentieren. 
9Bei Produkten oder Leistungen, deren Bestandteile vollständig in der 
Europäischen Union gewonnen oder hergestellt wurden, kann auf Nach-
weise, Zertifizierungen und die Dokumentation verzichtet werden.
10Die Regelungen der Sätze 6 bis 8 können auf vom unmittelbaren Ver-
tragspartner (Auftragnehmer/-in) beauftragte Nachunternehmen oder 
Lieferant/-innen erstreckt werden.
11Bei der Vergabe von Leistungen soll Mindestarbeitsbedingungen auf 
Grundlage des gesetzlichen Mindestlohnes, allgemeinverbindlicher Tarif-
verträge oder Branchenmindestlöhne für alle auf Seiten der Auftragneh-
merin/des Auftragnehmers mit der Auftragsausführung Beschäftigten 
Geltung verschafft werden, sofern die Leistung nicht gänzlich im Ausland 
erbracht werden soll. 
12Die Einhaltung von Mindestarbeitsbedingungen soll durch Erklärung zu-
gesichert und kann auch auf Unterauftragnehmer/-innen erstreckt werden. 
13Auf die gleiche Bezahlung von von der Auftragnehmerin/vom Auf-
tragnehmer beschäftigten Leiharbeitnehmer/-innen oder Beschäftigten 
einer Unterauftragnehmerin/eines Unterauftragnehmers soll hingewirkt 
werden.
14Vergaben können neben dem unmittelbaren Beschaffungszweck auch 
Möglichkeiten der integrierten Stadtentwicklung berücksichtigen und 
einen Innovationswettbewerb der Anbieter/-innen durch Verwendung 
anspruchsvoller Beschaffungsprofile und die Abfrage auch neuartiger, 
bisher nicht verwendeter Leistungen unterstützen. 
15Dies bleibt stets mit den Grundsätzen der Wirtschaftlichkeit und Zweck-
dienlichkeit in Einklang zu bringen.
16Weitere Ausnahme- sowie Präferenzregelungen entsprechend gesetzlicher 
oder städtischer Regelungen sind zu beachten.

6	 Auftragsvergabe
1Aufträge durch die Stadt Leipzig sind in Textform zu erteilen. 
2Eine mündliche oder fernmündliche Beauftragung ist nur bei Notmaß-
nahmen (Gefahr im Verzug) zulässig und spätestens fünf Werktage nach 
Beauftragung in Textform nachzuholen.

7	 Prüfung und Berichterstattung

7.1	Prüfung der Vergaben durch das Rechnungsprüfungsamt
1Dem Rechnungsprüfungsamt ist die Aufforderung zur Vorlage von 
Vorgängen (Vergaben von Leistungen) unabhängig von Wertgrenzen 
vorbehalten. 

Geschäftsordnung der Stadt Leipzig 
zur Vergabe von Leistungen



Elektronisches Amtsblatt Stadt Leipzig	
Ausgabe 21/22 · 12.11.2022

2

2Vorgänge sind dem Rechnungsprüfungsamt beim Erreichen der in der 
Anlage 2 dieser GO festgelegten Wertgrenzen anzuzeigen. 
3Ob und in welchem Umfang vorlagepflichtige Vorgänge geprüft werden, 
liegt im Ermessen des Rechnungsprüfungsamtes.

7.2	Berichterstattung
1Die Stadt Leipzig erstellt alle zwei Jahre einen Vergabebericht über 
die Auftragsvergaben von Bauleistungen, Lieferungen und Dienst-
leistungen sowie freiberuflichen Dienstleistungen über dem EU-
Schwellenwert. 
2Mit diesem Bericht wird dem Erfordernis nach Transparenz und Infor-
mation der Interessenten (Kammern, Medien, Unternehmen) Rechnung 
getragen.
3Der Vergabebericht informiert in geeigneter Form über die Ziele, Maß-
nahmen und Ergebnisse von Auftragsvergaben, welche die in Ziff. 5 dieser 
GO aufgeführten Aspekte betreffen.

8	 Vergabegremien

8.1	Zusammensetzung
1Die zuständigen Vergabegremien setzen sich wie folgt zusammen:
Vergabegremium „Lieferungen und Dienstleistungen“
•	 4 Stadträtinnen oder Stadträte aus den 4 stärksten Fraktionen
•	 Die weiteren Beteiligten bestimmt der Oberbürgermeister.
Vergabegremium „Bauleistungen“
•	 4 Stadträtinnen oder Stadträte aus den 4 stärksten Fraktionen
•	 Die weiteren Beteiligten bestimmt der Oberbürgermeister.
Vergabegremium „Architekten- und Ingenieurleistungen“
•	 4 Stadträtinnen oder Stadträte aus den 4 stärksten Fraktionen, welche 

zugleich dem Fachausschuss Stadtentwicklung und Bau angehören
•	 Die weiteren Beteiligten bestimmt der Oberbürgermeister.
2Zur Unterstützung der Gremienarbeit werden Verwaltungsvertreter/-

innen vom Oberbürgermeister ohne Stimmrecht entsandt. 
3Sie bilden je Gremium eine zuständige Geschäftsstelle.
4Die Stadträtinnen und Stadträte und deren Stellvertreter/-innen werden 
durch den Stadtrat widerruflich aus seiner Mitte bestellt. 
5Die Stadträtinnen und Stadträte sind nach dem Verpflichtungsgesetz zu 
verpflichten und erhalten gemäß der Satzung über die Entschädigung von 
ehrenamtlich Tätigen Sitzungsgeld. 
6Die Stadträtinnen und Stadträte der Gremien wählen aus ihrer Mitte 
die Vorsitzende/den Vorsitzenden und die jeweilige Stellvertretung mit 
einfacher Mehrheit. 
7Dem Deutschen Gewerkschaftsbund Region Leipzig-Nordsachsen, der 
Handwerkskammer zu Leipzig und der Industrie- und Handelskammer 
zu Leipzig wird ermöglicht, je eine bei der Kammer fest angestellte na-
mentlich benannten Vertreterin als Beobachterin/je einen bei der Kammer 
fest angestellten namentlich benannten Vertreter als Beobachter zu den 
Sitzungen der Vergabegremien „Lieferungen und Dienstleistungen“ und 
„Bauleistungen“ zu entsenden. 
8Dem Deutschen Gewerkschaftsbund Region Leipzig-Nordsachsen und der 
Architekten  und Ingenieurkammer wird die Möglichkeit gegeben, jeweils 
eine hauptamtliche, versierte Vertreterin mit Beobachterstatus/ jeweils 
einen hauptamtlichen, versierten Vertreter mit Beobachterstatus in das 
Vergabegremium „Architekten- und Ingenieurleistungen“ zu entsenden. 
9Die Vertreter/-innen des Deutschen Gewerkschaftsbundes und der Kam-
mern sind gemäß Verpflichtungsgesetz zur Geheimhaltung zu verpflichten. 
10Eine Teilnahme an Beratungen des Vergabegremiums ist nur den ver-
pflichteten Personen gestattet.
12Bei der Durchführung von Auslobungsverfahren (Wettbewerbe oder 
Planungswettbewerbe) haben die berufenen Mitglieder des Vergabegre-
miums für „Architekten- und Ingenieurleistungen“ die Möglichkeit, an 
dem einzusetzenden Preisgericht teilzunehmen. 
13Bei Bedarf können sachkundige Personen hinzugezogen werden.

8.2	Aufgaben
1Die drei Vergabegremien für „Lieferungen und Dienstleistungen“, 
„Bauleistungen“ und „Architekten- und Ingenieurleistungen“ sind aus-
schließlich für das Votum zur abweichenden Vergabeart und zum Ver-
gabevorschlag für die jeweiligen Leistungsarten, gemäß den in Anlage 1 
genannten Wertgrenzen, zuständig. 
2Für die Beratung von Anträgen zu freiberuflichen Leistungen, welche 
keine Architekten- und Ingenieurleistungen sind, ist das Vergabegremium 
„Lieferungen und Dienstleistungen“ zuständig.

8.3	Öffentlichkeit
1Die Beratungen der Vergabegremien finden in nichtöffentlicher Sitzung 
statt.

8.4	Votum des Vergabegremiums
1Bei der Wahl abweichender Vergabearten im Rahmen des geltenden Ver-
gaberechts ist vor Beginn des Verfahrens das Votum des Vergabegremiums 
entsprechend der Wertgrenzen der Anlage 1 einzuholen.
2Erreicht das Auftragsvolumen die in Anlage 1 genannten Wertgrenzen, 
ist das Votum des zuständigen Vergabegremiums zum Vergabevorschlag 
vor Zuschlagserteilung einzuholen. 
3Auf der Grundlage des Votums des Vergabegremiums soll die zuständige 
Amts- bzw. Eigenbetriebsleitung der Vergabestelle den Zuschlag an den 
Auftragnehmer erteilen. 
4Votiert das Vergabegremium nicht für den jeweiligen Antrag, kann die 
Vergabestelle ihren Antrag entsprechend des Votums ändern oder die 
Clearingstelle anrufen. 
5Anschließend soll die Vergabestelle abschließend über den Antrag ent-
scheiden. 
5Das Vergabegremium wird über die Entscheidung durch die Vergabe-
stelle in Textform informiert. 

8.5	Verfahrensgang
1Das Gremium kann ein Votum abgeben, wenn mindestens 2 Stadträtinnen 
und Stadträte anwesend sind. 
2Die Empfehlung des Vergabegremiums wird mit einfacher Mehrheit 
ausgesprochen. 
3Bei Stimmgleichheit entscheidet die Stimme der/des Vorsitzenden.
4Die Vertreter/-innen der Verwaltung sowie die Vertreter/-innen des 
Deutschen Gewerkschaftsbundes Region Leipzig-Nordsachsen und der 
Kammern haben kein Stimmrecht. 
5Die Empfehlung über den Antrag wird protokolliert und der einreichenden 
Stelle spätestens am Folgetag mit dem Votum zugestellt.
6Für die bereits auf elektronische Aktenführung umgestellten Verfahren 
wird das Ergebnis der Votierung elektronisch im Verfahren vermerkt 
und ein entsprechender Protokollauszug als elektronisches Dokument 
hinzugefügt.
7Votiert das Vergabegremium nicht für den Antrag, kann die Vergabe-
stelle ihren Antrag ändern oder das Rechtsamt als Clearingstelle anrufen.
8Anschließend soll die Vergabestelle abschließend über den Antrag ent-
scheiden. 
9Das Vergabegremium (über die jeweilige Geschäftsstelle) und das Rech-
nungsprüfungsamt werden über die Entscheidung durch die Vergabestelle 
in Textform informiert. 
10Auf der Grundlage des Votums des Vergabegremiums oder der Emp-
fehlung des Rechtsamtes (Clearingstelle) kann die zuständige Amts- bzw. 
Eigenbetriebsleitung den Zuschlag als Rechtsgeschäft elektronisch in 
Textform bzw. bis zur vollständigen Umstellung auf die elektronische 
Akte in Papierform erteilen.
11Bei Eilbedürftigkeit eines Antrages vor dem nächsten Sitzungstermin 
entscheidet die Geschäftsstelle unter Beachtung der Umstände des Ein-
zelfalls, ob 
a)	 eine Sitzung außerhalb des Terminplanes erforderlich ist, 
b)	 eine Telefonabstimmung, eine Videokonferenz oder ein Umlaufver-

fahren durchgeführt werden kann, 
c)	 eine nachträgliche Kenntnisnahme erfolgt.
12Anträge auf abweichende Vergabeart nach Zuschlagserteilung können 
nicht mehr zur Abstimmung gebracht werden.

8.6	Arbeitsweise
1Die Gremien richten sich nach den vergaberechtlichen Bestimmungen.
2In Zusammensetzung und Arbeitsweise unterliegen sie nicht der Haupt-
satzung und der Geschäftsordnung des Stadtrates. 
3Die Gremien arbeiten gemäß Sitzungsplan nach Punkt 8.9. 
4Bei Bedarf können zusätzliche Sitzungen einberufen werden. 
5Die Einladungen erfolgen durch den Leiter der Geschäftsstelle.
6Die Beratungsunterlagen werden spätestens am 2. Arbeitstag vor der 
Sitzung den Gremiumsmitgliedern durch die Geschäftsstelle in geeigneter 
Art und Weise (vorzugsweise elektronisch über das Ratsinformationssys-
tem) zugestellt. 
7Bei außerplanmäßig durchzuführenden Sitzungen oder außerplanmäßig 
auszureichenden Sitzungsunterlagen kann die Zustellung per Kurier oder 
in anderer vergleichbar geeigneter Art erfolgen. 
8Die Vertreter/-innen des Deutschen Gewerkschaftsbundes und der Kam-
mern erhalten keinerlei Unterlagen zu den einzelnen Vergaben. 
9Nachträglich eingereichte Anträge auf abweichende Vergabeart werden 
zur Kenntnis genommen, sofern der Zuschlag noch nicht erteilt ist. 
10Der gesamte Vorgang wird danach dem Rechnungsprüfungsamt zur 
Prüfung übergeben.
11Zur Gewährleistung einer effektiven Arbeit des Vergabegremiums ist 
der Antragstellerin/dem Antragsteller zum betreffenden Tagesordnungs-



Elektronisches Amtsblatt Stadt Leipzig	
Ausgabe 21/22 · 12.11.2022

3

punkt die Teilnahme einer sachkundigen Vertreterin/eines sachkundigen 
Vertreters zur Begründung des Vergabevorschlages zusätzlich zum Gre-
miumsmitglied zu gewähren. 

8.7	Ausgeschlossene Personen
1An der Vergabe dürfen als voreingenommen geltende Personen nicht 
mitwirken. 
2Die vergaberechtlichen Vorschriften sind entsprechend anzuwenden.
3Jedes Vergabegremiumsmitglied prüft, ob seinerseits Voreingenommen-
heit i.S.d. § 6 VgV zu einzelnen Tagesordnungspunkten vorliegt.
4Stellt ein Vergabegremiumsmitglied fest, dass es zum Kreis der ausge-
schlossenen Personen gehört, hat es das umgehend dem/der Gremiums-
vorsitzenden mitzuteilen. 
5Damit ist das Gremiumsmitglied von der Beratung dieses Tagesordnungs-
punktes ausgeschlossen.

8.8	Protokoll
1Die Voten des Gremiums werden protokolliert und den Mitgliedern mit 
den Beratungsunterlagen der nächsten Sitzung in geeigneter Art und Weise 
(vorzugsweise elektronisch über ALLRIS) zugestellt. 
2Das Protokoll wird durch die Protokollantin/den Protokollanten aus-
gefertigt und in der Folgesitzung durch die Gremiumsvorsitzende/den 
Gremiumsvorsitzenden bestätigt. 
3Kommentierungen, die nicht den Antrag betreffen, sind nicht Bestandteil 
des Protokolls.

8.9	Sitzungsplan
1Die jeweilige Geschäftsstelle erarbeitet einen Sitzungsplan, der durch das 
Gremium in Kraft gesetzt wird. 
2Der Sitzungsplan ist allen Vergabestellen bekannt zu geben. 
3Die jeweilige Geschäftsstelle regelt die Einreichung der Unterlagen zur 
Sitzung.

9	 Inkrafttreten
1Die GO tritt am Tage nach der öffentlichen Bekanntmachung in Kraft. 
2Gleichzeitig treten die Vergabeordnung der Stadt Leipzig für Bauleis-
tungen, Lieferungen und Leistungen vom 21. Januar 2015 (DS-00313/14), 
die Ratsbeschlüsse II-1453/99 vom 20. Januar 1999 und RBV-649/11 vom 
19. Januar 2011 sowie die Rahmengeschäftsordnung vom 15. Dezember 
2009 außer Kraft.

10 	Übergangsregelung
1Die Einführung der vollständigen elektronischen Abwicklung von Ver-
gabeverfahren nach Maßgabe dieser GO erfolgt schrittweise. 
2Alle Verfahren, die bis zur Inkraftsetzung dieser GO begonnen wurden 
(maßgebend ist die Veröffentlichung der Bekanntmachung bzw. die 
Aufforderung zur Abgabe eines Angebots), werden nach der bisherigen 
Vergabeordnung beendet. ■

Leipzig, den 13.10.2022
Burkhard Jung, Oberbürgermeister

Anlage 1

Wertgrenzen, ab denen die entsprechenden Unterlagen dem Ver-
gabegremium vorzulegen sind:

Vergabegremium
Lieferungen und Dienstleis-
tungen

„Lieferungen und Dienstleis-
tungen“

Begründung zur abweichenden 
Vergabeart

Jede abweichende Vergabeart; 
Ausnahme: Beschränkte Aus-
schreibungen erst ab 50.000 
EUR (brutto) und
Freihändige Vergaben erst ab 
25.000 EUR (netto)

Vergabevorschlag ab 100.000 EUR (brutto)

Bauleistungen „Bauleistungen“
Begründung zur abweichenden 
Vergabeart

ab 100.000 EUR (brutto)

Vergabevorschlag ab 250.000 EUR (brutto)
Ausnahme: § 3a Abs. 2 Nr. 2 
VOB/A

Architekten- und Ingenieur-
leistungen

„Architekten- und Ingenieur-
leistungen“

Begründung zur abweichenden 
Vergabeart

jede Vergabe oberhalb des EU-
Schwellenwerts

Vergabevorschlag jede Vergabe oberhalb des EU-
Schwellenwerts

Sonstige Freiberufliche Dienst-
leistungen

„Lieferungen und Dienstleis-
tungen“

Begründung zur abweichenden 
Vergabeart

jede Vergabe oberhalb des EU-
Schwellenwerts

Vergabevorschlag jede Vergabe oberhalb des EU-
Schwellenwerts

Anlage 2

Wertgrenzen, ab denen Vorgänge (Vergaben von Leistungen) dem 
Rechnungsprüfungsamt vorzulegen sind:

Anträge auf abweichende Ver-
gabeart

ab 50.000 EUR (brutto)

Vergabeunterlagen zur Zuschlags-
erteilung

ab 50.000 EUR (brutto)

Nachtragsangebote, Auftragser-
weiterungen und Anschlussauf-
träge, auch wenn der Hauptauf-
trag nicht vorlagepflichtig war

ab 20.000 EUR (brutto)
Der Wert bezieht sich auf die 
Gesamtheit der zusätzlichen 
Vergaben, die Verrechnung 
mit entfallenden Leistungen 
ist unzulässig.

Leistungsbilder (Gebäude- und 
Innenräume, Freianlagen, Trag-
werkplanung und technische 
Ausrüstung)

ab 50.000 EUR (brutto)
für das Gesamthonorar der 
Leistungsphasen 1-3, unab-
hängig davon, ob Teilleistun-
gen einzeln vergeben
oder vom Fachamt selbst 
ausgeführt werden
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Tagesordnung der öffentlichen Sitzung 21.11.2022, 17:00 Uhr, 
Raum 262, Neues Rathaus, Martin-Luther-Ring 4-6, 04109 Leipzig 

Eröffnung und Begrüßung
Feststellung der Beschlussfähigkeit
Feststellung der Tagesordnung
Festlegungsprotokoll der Sitzung vom 07.11.2022
Bekanntgabe von Beschlüssen aus nichtöffentlicher Sitzung
Vorlagen
	- Es liegen keine Vorlagen vor.

Anfragen, Sonstiges

Beschlüsse aus der 55. nichtöffentlichen Sitzung der VII. Wahl-
periode des Grundstücksverkehrsausschusses am 26.09.2022
Es wurden keine Beschlüsse gefasst.

Beschlüsse aus der 56. öffentlichen Sitzung der VII. Wahlperiode 
des Grundstücksverkehrsausschusses am 10.10.2022
	- Vorlage VII-DS-07226: Abschluss eines Mietvertrages für die Kita 

„Raxlifaxli“ in der Königsteinstraße 70
	- Vorlage VII-DS-07472: Bestellung eines Erbbaurechts für den Standort 

Hammerstraße für einen Kita-Erweiterungsbau ■

Der Vorsitzende 
des Grundstücksverkehrsausschusses

Tagesordnung der öffentlichen Sitzung 21.11.2022,16:30 Uhr im 
Neuen Rathaus, Festsaal, Martin-Luther-Ring 4-6, 04109 Leipzig

Feststellung der Beschlussfähigkeit und der Tagesordnung
Protokollkontrolle
	 Festlegungsprotokoll der Sitzung vom 01.11.2022
-	 Festlegungsprotokoll der Sitzung vom 07.11.2022
Anträge aus dem Stadtrat – 1. Lesung
-	 Jugendwohnen – Angebot in der ganzen Stadt
	 Fraktion Die Linke, Fraktion Bündnis 90/Die Grünen, SPD-Fraktion  
	 VII-A-07760
Anträge aus dem Stadtrat - 2. Lesung
Vorlagen – 1. Lesung
Vorlagen – 2. Lesung
-	 Planungsbeschluss Buckyweg – Interim Kindertageseinrichtung
	 Dezernat Jugend, Schule und Demokratie  
	 VII-DS-07634
Anträge der AGW und der AGFT an den Jugendhilfeaus-schuss
-	 Sofortige Einleitung eines optimierten Verhandlungsverfah-rens zur 

Schaffung von Planungssicherheit für das Jahr 2023 für die Freien 
Träger

-	 Verbesserung der Kommunikationsebene und der Verfahrensabläufe 
zwischen Amt für Jugend und Familie - Freien Trägern (AGW) - poli-
tisch Verantwortlichen (JHA)

Vorlagen zur Information
Entscheidungsvorschläge für den Jugendhilfeausschuss
Bericht der Bürgermeisterin
Information der Verwaltung
-	 Sachstand Bevölkerungsentwicklung und Auswirkungen auf Kita-

baumaßnahmen
Sonstiges ■

Der Vorsitzende  
des Jugendhilfeausschusses

23.11.2022, 16:30 Uhr, Raum: Zi. 495, Neues Rathaus, Martin-Lu-
ther-Ring 4-6, 04109 Leipzig

Tagesordnung des öffentlichen Teils
Feststellung der Beschlussfähigkeit und der Tagesordnung
Beratung der Vorlagen I
-	 VII-DS-07638 Baubeschluss: Neubau Fahrzeughalle für Kleinkehr-

maschinen, Geithainer Straße 60
Verschiedenes ■

Sitzung des Grundstücks- 
verkehrsausschusses

Sitzung des  
Jugendhilfeausschusses

Sitzung des Betriebsausschusses 
Stadtreinigung

Schiedsstelle Mitte/Nordost 
Sprechtag jeden 3. Di./Monat (15.00 Uhr-18.00 Uhr), Stadthaus, Raum U 
32, Michael Löffler, Tel. 0160 4 45 55 44; E-Mail: friedensrichter-loeffler@t-
online.de
Schiedsstelle Ost/Südost
Sprechtag jeden 3. Mi./Monat (16.00 Uhr-17.00 Uhr), Stadthaus, Raum U 
32, Sylvio Müller,  Tel. 0341/1 23 35 30, E-Mail: sylvio.mueller@leipzig.de
Schiedsstelle Süd/Südwest
Sprechtag jeden 1. Di./Monat (15.00-17.00 Uhr), Stadthaus, Raum U 32, 
Claudia Schaefer, Tel. 0341/1 23 35 30, Fax: 03212 1 37 31 75; E-Mail: claudia.
schaefer@leipzig.de
Schiedsstelle Nordwest/Nord
Sprechtag jeden 4. Mi./Monat (16.00 Uhr-18.00 Uhr), Stadthaus, Raum U 
32, Mike Rockmann, Tel. 0172 3 72 01 55; E-Mail: Friedensrichter-N-NW@t-
online.de
Schiedsstelle West/Alt-West
Sprechtag jeden 2. Di./Monat (15.00-18.00 Uhr), Stadthaus, Raum U 32, Mi-
chael Löffler, Tel. 0160 4 45 55 44; E-Mail: friedensrichter-loeffler@t-online.de
Wann hilft die Schiedsstelle?
Bei bürgerlichen Rechtsstreitigkeiten über vermögensrechtliche Ansprüche 
(z. B. Zahlungsansprüche), über Nachbar- und Mietrechtsstreitigkeiten und 
über Ansprüche wegen Verletzung der persönlichen Ehre kann die Schieds-
stelle helfend und streitschlichtend tätig werden. Das heißt, die Anrufung 
der Schiedsstelle bei bürgerlichen Streitigkeiten geschieht freiwillig und 
ist nicht vorgeschrieben. In solchen Fällen können Sie sich direkt an die 
Schiedsstelle Ihres Bezirkes wenden und bekommen dort fachkundige 
Unterstützung bei Ihren Anliegen. ■

Sprechzeiten  
der Friedensrichter

mailto:friedensrichter-loeffler%40t-online.de?subject=
mailto:friedensrichter-loeffler%40t-online.de?subject=
mailto:sylvio.mueller%40leipzig.de?subject=
mailto:claudia.schaefer%40leipzig.de?subject=
mailto:claudia.schaefer%40leipzig.de?subject=
mailto:Friedensrichter-N-NW%40t-online.de?subject=
mailto:Friedensrichter-N-NW%40t-online.de?subject=
mailto:friedensrichter-loeffler%40t-online.de?subject=
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Tagesordnungen für die nachstehend aufgeführten Sitzungen der 
Ortschaftsräte lagen zu Redaktionsschluss teilweise nicht vor. 
Für aktuelle Informationen zum Sitzungsgeschehen sowie den 
geltenden Hygieneregeln besuchen Sie bitte www.leipzig.de 

Sitzung des Ortschaftsrates Hartmannsdorf-Knautnaundorf am 
14.11.2022 um 18.30 Uhr im ehemaligen Gemeindeamt Knaut-
naundorf, 04249 Leipzig
	- Eröffnung, Begrüßung und Feststellung der Beschlussfähigkeit und 

der Tagesordnung
	- Protokollkontrolle 15.09.2022
	- Vorlagen         
	- Anträge und Informationen der Ortschaftsräte
	- Stand Antrag zum Projekt 2023
	- Einwohnerfragen
	- Aktueller Stand Flexa durch LVB

Sitzung des Ortschaftsrates Miltitz am 22.11.2022 um 18.00 Uhr
im Heimatverein Miltitz, An der alten Post 1, 04205 Leipzig

Sitzung des Ortschaftsrates Plaußig am 24.11.2022 um 19 Uhr
im Schulungsraum der Freiwilligen Feuerwehr Plaußig, Plaußiger 
Dorfstraße 23, 04349 Leipzig
	- Eröffnung & Begrüßung
	- Feststellung der Beschlussfähigkeit
	- Neues aus Plaußig & der Umgebung
	- Neues aus der Ratsversammlung
	- Beschluss-/ Informationsvorlagen
	- Straßenreinigungsgebührensatzung 2023-2024 (VII-DS-07010)
	- Coole Straßen für Leipzig (VII-A-07090)
	- Windkraft im Leipziger Stadtgebiet ausbauen (VII-A-07144)
	- Markt- und Festplätze in den eingemeindeten Ortsteilen moder-

nisieren (VII-A-07320)
	- Projekte
	- Bürgerfragen ■

Für aktuelle Informationen zum Sitzungsgeschehen sowie den 
geltenden Hygieneregeln besuchen Sie bitte www.leipzig.de

Sitzung Stadtbezirksbeirat Nordost am 23.11.2022, 17:30 Uhr
im KulturGut Schloss Schönefeld, Zeumerstraße 1, 04347 Leipzig
Weitere Informationen unter www.leipzig.de/stadtbezirksbeirat-
nordost
•	 Stadtbezirksbudget
•	 Förderung einer Modernisierungs- und Instandsetzungsmaßnahme 

für einen Teilbereich des Alten Schmiedehofs, Schloss Schönefeld
•	 Information zu Jugendarbeit in Nordost ■

Sitzungen  
der Ortschaftsräte

Sitzungen  
der Stadtbezirksbeiräte

Beschluss aus der Dienstberatung des Oberbürgermeisters vom 
18.10.2022 (VII-DS-07596).

Beschluss des Oberbürgermeisters vom 18.10.2022:
1.	 Der Kreis der Anspruchsberechtigten für das sogenannte Hand-

werkerheft wird auf zugelassene ambulante Pflegedienste mit Sitz 
in der Stadt Leipzig erweitert. Die Inanspruchnahme der Einzel-
genehmigungen dieses Heftes darf ausschließlich mit von außen 
deutlich erkennbaren Fahrzeugen des jeweiligen Pflegedienstes zur 
Erbringung von Pflegedienstleistungen erfolgen. 

 
2.	 Die Anzahl wird auf 5 Hefte pro Jahr pro Pflegedienst beschränkt.
 
3.	 Im zweiten Jahr nach der Beschlussfassung erfolgt eine Evaluierung, 

inwieweit durch die Nutzung die Sicherheit und Leichtigkeit des 
Straßenverkehrs beeinflusst oder die Einzelgenehmigungen miss-
bräuchlich verwendet wurden. ■

 
Leipzig, den 07.11.2022

Burkhard Jung
Oberbürgermeister 

Möglichkeit der Nutzung der  
sogenannten Handwerkerhefte 

durch Pflegedienste

http://www.leipzig.de
http://www.leipzig.de/stadtbezirksbeirat-nordost
http://www.leipzig.de/stadtbezirksbeirat-nordost
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Die Stadt Leipzig hat mit Bestallungsurkunde vom 03.11.2022 gemäß 
Art. 233 § 2 Abs. 3 Einführungsgesetz zum Bürgerlichen Gesetzbuche 
(EGBGB) einen gesetzlichen Vertreter für die im Grundbuch ein-
getragene Eigentümerin unbekannten Aufenthalts, Johanne Sophie 
Emilie Giebitz geb. Leonhardt, am Grundstück Dieskaustr. in Leipzig, 
Gemarkung Kleinzschocher, Blatt 123, Flurstück 195 bestallt (Akten-
zeichen: 30.52 [gro] 500 030; ausstellende Stelle: Dezernat Allgemeine 
Verwaltung, Rechtsamt, Sachgebiet „Gesetzliche Vertretung – laufende 
Verfahren“).

Rechtsbehelfsbelehrung: 
Gegen diesen Bescheid kann innerhalb eines Monats nach Bekanntgabe 
schriftlich oder zur Niederschrift bei der Stadt Leipzig Sitzanschrift 
in 04109 Leipzig, Martin-Luther-Ring 4-6, (Besucheranschrift: Rechts-
amt, Abteilung Offene Vermögensfragen und Gesetzliche Vertretung, 
Sachgebiet Gesetzliche Vertretung, Otto-Schill-Str. 2 , 04109 Leipzig) 
Widerspruch eingelegt werden. Der Widerspruch kann auch in elekt-

Alle Eigentümer/-innen von Grundbesitz und alle Gewerbesteuer-
pflichtigen werden auf die Fälligkeit der Steuern am 15. November 
2022 hingewiesen. Die Steuer ist rechtzeitig unter Angabe des ent-
sprechenden Buchungszeichens im Verwendungszweck der Zahlung 
zu überweisen.
Die Stadt Leipzig verschickt Grundsteuerbescheide nur noch bei Ände-
rungen. Diejenigen Steuerschuldner, die keinen Grundsteuerbescheid 
für das Jahr 2022 erhielten, haben in der gleichen Weise Grundsteuer 
zu entrichten, wie im letzten übersandten Steuerbescheid geregelt. Die 
Steuerfestsetzung erfolgte zum Jahresbeginn per öffentlicher Bekannt-
machung im Amtsblatt.
Bei einem Eigentümerwechsel ist zu beachten, dass der ehemalige 

ronischer Form gemäß § 3 a Abs. 2 Verwaltungsverfahrensgesetz ein-
gelegt werden. Hierfür stehen folgende Möglichkeiten zur Verfügung: 

1.	 Der Widerspruch kann unter gesetzliche.vertretung@leipzig.de 
durch E-Mail oder über das besondere Behördenpostfach Stadt 
Leipzig - Rechtsamt jeweils mit qualifizierter elektronischer Signatur 
gemäß § 3 a Abs. 2 S. 2, 3 VwVfG erhoben werden.

2.	 Der Widerspruch kann auch unter info@leipzig.de-mail.de durch 
De-Mail in der Sendevariante mit bestätigter sicherer Anmeldung 
gemäß § 5 Abs. 5 De-Mail-Gesetz erhoben werden.

Betroffene können die Bestallungsurkunde bei der vorgenannten Be-
hörde unter der vorangegangen benannten Besucheranschrift nach 
Terminvereinbarung (Telefonnummer 0341/123-3533) einsehen, 
Auskunft verlangen und Rechte unter Beachtung der oben genannten 
Rechtsbehelfsbelehrung geltend machen. ■

Eigentümer nach den rechtlichen Bestimmungen für die rechtzeitige und 
vollständige Entrichtung der Grundsteuer verantwortlich bleibt, bis er 
einen Bescheid erhält, aus dem das Ende der Steuerpflicht hervorgeht.
Für regelmäßig zu zahlende Abgaben empfiehlt die Stadtkasse die 
Erteilung eines SEPA-Lastschriftmandats. Damit erfolgt der Einzug 
immer pünktlich zur Fälligkeit der Steuerforderung. So muss man die 
Terminüberwachung nicht selbst übernehmen, spart sich den Aufwand 
für die Überweisung und kann verhindern, dass man in Verzug gerät.
Das Formular kann über www.leipzig.de, Suchbegriff: „SEPA“ ab-
gerufen oder bei der Stadtkasse angefordert werden.
Für Rückfragen stehen Ihnen die Mitarbeiter/-innen der Stadtkasse 
gern zur Verfügung. ■

Bestallung eines gesetzlichen Vertreters am Grundstück Dieskaustraße 
in Leipzig, Gemarkung Kleinzschocher, Blatt 123, Flurstück 195

Öffentlicher Hinweis zur Fälligkeit  
der Grund- und Gewerbesteuer

Hiermit werden folgende Dienstausweise/Dienstmarken der Stadt 
Leipzig für ungültig erklärt: 

	 DM000561
	 DA005214
	 DA001058
	 DA000144
	 DA007637
	 DA007463
	 DA007520

	 DA007680
	 DA000056
	 DA004167
	 DA006732
	 DM000561
	 DA005214.
	 DA005466

Der Dienstausweis mit der DA004405 ist ab sofort (wieder) als gültig 
anzusehen. ■

Gültigkeit von Dienstausweisen und Dienstmarken  
der Stadt Leipzig
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Mit Bescheid des Eisenbahn-Bundesamtes, Außenstelle Dresden 
vom 19.10.2022 werden die Flurstücke 467/12, 467/14 und 467/15  
der Stadt Leipzig, Gemarkung Plagwitz und die Flurstücke 412/63, 
412/66 und 412/75 der Stadt Leipzig, Gemarkung Kleinzschocher von 
Bahnbetriebszwecken freigestellt (siehe kartenmäßige Darstellung).

Diese Flächen sind für den Eisenbahnbetrieb nicht mehr erforderlich. 
Durch die Freistellung endet die Eigenschaft als Betriebsanlage der 
Eisenbahn. Die Flächen werden aus dem eisenbahnrechtlichen Pla-
nungsprivileg des Eisenbahn-Bundesamtes entlassen und gehen in 
die Planungshoheit der Stadt Leipzig über.

Auskünfte erteilt das Stadtplanungsamt, Tel. 0341/123-4948. ■

Dezernat Stadtentwicklung und Bau
Stadtplanungsamt

Mit Bescheid des Eisenbahn-Bundesamtes, Außenstelle Dresden vom 
24.10.2022 wird das Flurstück 3835/83 der Stadt Leipzig, Gemarkung 
Leipzig von Bahnbetriebszwecken freigestellt (siehe kartenmäßige 
Darstellung).

Diese Flächen sind für den Eisenbahnbetrieb nicht mehr erforderlich. 
Durch die Freistellung endet die Eigenschaft als Betriebsanlage der 
Eisenbahn. Die Flächen werden aus dem eisenbahnrechtlichen Pla-
nungsprivileg des Eisenbahn-Bundesamtes entlassen und gehen in 
die Planungshoheit der Stadt Leipzig über.

Auskünfte erteilt das Stadtplanungsamt, Tel. 0341/123-4948. ■

Dezernat Stadtentwicklung und Bau
Stadtplanungsamt
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Freistellung von Bahnbetriebszwecken für Flächen der Eisenbahn des 
Bundes in Leipzig-Plagwitz und Leipzig-Kleinzschocher

Freistellung von Bahnbetriebszwecken für Flächen der Eisenbahn des 
Bundes in Leipzig-Südvorstadt

Geltungsbereich der Freistellungsflächen in Leipzig-Plagwitz und Leipzig-
Kleinzschocher (fett umrandet)

Kartengrundlage: Amt für Geoinformation und Bodenordnung

Geltungsbereich der Freistellungsflächen in Leipzig-Südvorstadt (fett um-
randet)

Kartengrundlage: Amt für Geoinformation und Bodenordnung
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In der Gemarkung Leipzig (unser Geschäftszeichen 21-1230) wurden 
im Rahmen der Katastervermessung an nachfolgend aufgeführten 
Flurstücken Flurstücksgrenzen bestimmt und abgemarkt:
Leipzig:    – 1998/1, 1998/2 und 3801.
 
Allen betroffenen Eigentümern, Erbbauberechtigten sowie Personen 
mit unbekannten Rechten (welche aus dem Grundbuch nicht ersichtlich 
sind) werden die Ergebnisse der Grenzbestimmung und Abmarkung 
durch Offenlegung bekannt gemacht. Die Ermächtigung zur Bekannt-
gabe von Verwaltungsakten auf diesem Wege ergibt sich aus §  17 
Abs. 1 und Abs. 2 der Durchführungsverordnung zum Sächsischen 
Vermessungs- und Katastergesetz vom 6. Juli 2011 (SächsGVBl. S. 
271), zuletzt geändert durch die Verordnung vom 31. Januar 2018 
(SächsGVBl. S. 42).
Die Ergebnisse liegen vom 14.11.2022 - 13.12.2022, während unserer 
Geschäftszeiten (Mo.- Do. von 9.00 Uhr bis 12.00 Uhr und 13.00 Uhr 
bis 16.00 Uhr, Fr. von 9.00 bis 12.00 Uhr) in meinen Geschäftsräumen, 
Karl- Marx- Platz 3, in Torgau, zur Einsichtnahme aus.
Gemäß § 17 Satz 1 DVOSächsVermG geändert durch Verordnung vom 
31. Januar 2018 (SächsGVBl. S. 42) gelten die Ergebnisse der Grenz-
bestimmung und Abmarkung ab dem 20.12.2022 als bekannt gegeben. 

Für Rückfragen stehe ich Ihnen unter der Telefonnummer: 03421 
712524 oder der E-mail-Adresse: vbschuster_torgau@t-online.de zur 
Verfügung.
Rechtsbehelfsbelehrung
Gegen die offengelegten Ergebnisse der Grenzbestimmung und Ab-
markung können die betroffenen Eigentümer und Erbbauberechtigten 
innerhalb eines Monats nach dem Wirksamwerden der Bekanntgabe 
Widerspruch einlegen. Der Widerspruch ist schriftlich oder zur Nie-
derschrift bei mir oder dem Staatsbetrieb Geobasisinformation und 
Vermessung, Olbrichtplatz 3 in 01099 Dresden, einzulegen.
Die Beteiligten werden aufgefordert, Rechte an den oben genannten 
Grundstücken, die aus dem Grundbuch nicht ersichtlich sind, aber 
zur Beteiligung am Verfahren berechtigen, innerhalb einer Frist von 4 
Wochen nach dieser Veröffentlichung bei unserem Büro anzumelden.

Torgau, den 08.11.2022

Dipl.- Ing. C. Schuster 
(Öffentl. best. Verm.- Ing.)

Offenlegung von Ergebnissen einer Grenzbestimmung und  
Abmarkung gemäß § 17 der Durchführungsverordnung  

zum Sächsischen Vermessungs- und Katastergesetz
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Bekanntmachung der Stadt Leipzig nach § 70 (3)  
Sächsische Bauordnung (SächsBO) über die Erteilung einer  

Baugenehmigung für das Vorhaben: „Sanierung der vorhandenen  
Balkonanlage eines bestehenden Mehrfamilienwohnhauses,  

Lipsiusstraße 8“, Leipzig, Gemarkung Reudnitz, Flurstück 398/u

(1)	Die Baugenehmigung für das Vorhaben: „Sanierung der vorhan-
denen Balkonanlage eines bestehenden Mehrfamilienwohnhauses, 
Lipsiusstraße 8“7, Leipzig, Gemarkung Reudnitz, Flurstück 398/u, 
im Genehmigungsverfahren nach §  63 Sächsische Bauordnung 
(Vereinfachtes Verfahren) ist erteilt.

(2)	Die Baugenehmigung enthält Bedingungen und Auflagen. 

(3)	Bestandteil der Baugenehmigung sind die in der Baugenehmigung 
aufgeführten und mit der Baugenehmigung ausgefertigten Bauvor-
lagen.

Rechtsbehelfsbelehrung:
Gegen diesen Bescheid kann innerhalb eines Monats nach Bekanntgabe 
schriftlich oder zur Niederschrift bei der Stadt Leipzig, Sitzanschrift 
in 04109 Leipzig, Martin-Luther-Ring 4-6, (Besucheranschrift: Prager 
Straße 118-120, 04317 Leipzig) Widerspruch eingelegt werden. Der 
Widerspruch kann auch in elektronischer Form gemäß § 3a Abs. 2 Ver-
waltungsverfahrensgesetz eingelegt werden. Hierfür stehen folgende 
Möglichkeiten zur Verfügung:
1.	 Der Widerspruch kann unter abd@leipzig.de durch E-Mail oder 

über das besondere Behördenpostfach Stadt Leipzig – Allgemeiner 
Posteingang jeweils mit qualifizierter elektronischer Signatur gemäß 
§ 3a Abs. 2 S. 2,3 VwVfG erhoben werden.

2.	 Der Widerspruch kann auch unter info@leipzig.de-mail.de durch 
De-Mail in der Sendevariante mit bestätigter sicherer Anmeldung 
gemäß § 5 Abs. 5 De-Mail-Gesetz erhoben werden.

Die Frist wird auch gewahrt, wenn der Widerspruch innerhalb eines 
Monats nach Bekanntgabe schriftlich oder zur Niederschrift bei der 
Landesdirektion Sachsen, Referat 35 in 04107 Leipzig, Braustraße 2 
eingelegt wird.

Hinweise zur Bekanntmachung:
- 	 Die Zustellung der Baugenehmigung an die Eigentümer benach-

barter Grundstücke (Nachbarn) gemäß § 70 Abs. 3 Satz 1 SächsBO 
wird aufgrund der großen Anzahl der Nachbarn, denen die Bau-
genehmigung zuzustellen ist, durch diese Bekanntmachung ersetzt; 
§ 70 Abs. 3 Satz 3 SächsBO.

- 	 Die Zustellung der Baugenehmigung an Nachbarn gilt mit dem Tag 
dieser Bekanntmachung als bewirkt; § 70 Abs. 3 Satz 5 SächsBO.

- 	 Die oben genannte Rechtsbehelfsbelehrung gilt auch gegenüber 
den Nachbarn.

Die vollständige Baugenehmigung und die Verfahrensakte können im 
Amt für Bauordnung und Denkmalpflege der Stadt Leipzig, Technisches 
Rathaus, Prager Straße 118-136, 04137 Leipzig – Gebäudeabschnitt C, 
Eingang Erdgeschoss direkt von der Prager Straße, eingesehen werden. 
Es wird vorab um eine Terminvereinbarung beim zuständigen Ver-
fahrensmanager bzw. Verfahrensmanagerin unter der Telefonnummer: 
0341/123-5167 gebeten. ■

Auszug aus dem Liegenschaftskataster mit Eintragung des Baugrundstücks 
(mit Angabe der angrenzenden Flurstücke/Grundstücke einschließlich der 
Flurstücksnummern)

Gemäß § 70 Abs. 3 Sächsische Bauordnung (SächsBO) vom 28.05.2004 
(SächsGVBl. 2004, S. 200) in der derzeit gültigen Fassung wird Folgen-
des bekannt gemacht:
Das Amt für Bauordnung und Denkmalpflege der Stadt Leipzig hat 
als untere Bauaufsichtsbehörde am 27.10.2022 unter dem Aktenzei-
chen 63-2022-008508-VV-63.41-KKE einen Bescheid mit folgendem 
verfügenden Teil erlassen:

mailto:?subject=
mailto:?subject=
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Bekanntmachung der Stadt Leipzig nach § 70 (3)  
Sächsische Bauordnung (SächsBO) über die Erteilung einer  

Baugenehmigung für das Vorhaben: „BioCampus: Bauteil 1-B,  
Errichtung eines Büro- und Laborgebäudes auf einer Tiefgarage,  

Alte Messe 1A“, Leipzig, Gemarkung Thonberg, Flurstück 159/114

Alte Messe 1A“, Leipzig, Gemarkung Thonberg, Flurstück 159/114, 
im Genehmigungsverfahren nach §  64 Sächsische Bauordnung 
(Sonderbau) ist erteilt.

(2)	Mit der Baugenehmigung werden folgende Abweichungen 
zugelassen: Abweichung gemäß §  67 Abs. 1 SächsBO von den 
Anforderungen aus § 6 Abs. 3 SächsBO dahingehend, dass sich 
Abstandsflächen überdecken.

(3)	Die Baugenehmigung enthält Bedingungen, Auflagen und Auf-
lagenvorbehalte. 

(4)	Bestandteil der Baugenehmigung sind die in der Baugenehmigung 
aufgeführten und mit der Baugenehmigung ausgefertigten Bau-
vorlagen.

Rechtsbehelfsbelehrung:
Gegen diesen Bescheid kann innerhalb eines Monats nach Bekanntgabe 
schriftlich oder zur Niederschrift bei der Stadt Leipzig, Sitzanschrift 
in 04109 Leipzig, Martin-Luther-Ring 4-6, (Besucheranschrift: Prager 
Straße 118-120, 04317 Leipzig) Widerspruch eingelegt werden. Der 
Widerspruch kann auch in elektronischer Form gemäß §  3a Abs. 
2 Verwaltungsverfahrensgesetz eingelegt werden. Hierfür stehen 
folgende Möglichkeiten zur Verfügung:
1.	 Der Widerspruch kann unter abd@leipzig.de durch E-Mail oder 

über das besondere Behördenpostfach Stadt Leipzig – Allgemeiner 
Posteingang jeweils mit qualifizierter elektronischer Signatur ge-
mäß § 3a Abs. 2 S. 2,3 VwVfG erhoben werden.

2.	 Der Widerspruch kann auch unter info@leipzig.de-mail.de durch 
De-Mail in der Sendevariante mit bestätigter sicherer Anmeldung 
gemäß § 5 Abs. 5 De-Mail-Gesetz erhoben werden.

Die Frist wird auch gewahrt, wenn der Widerspruch innerhalb eines 
Monats nach Bekanntgabe schriftlich oder zur Niederschrift bei der 
Landesdirektion Sachsen, Referat 35 in 04107 Leipzig, Braustraße 2 
eingelegt wird.

Hinweise zur Bekanntmachung:
- 	 Die Zustellung der Baugenehmigung an die Eigentümer benach-

barter Grundstücke (Nachbarn) gemäß § 70 Abs. 3 Satz 1 Sächs-
BO wird aufgrund der großen Anzahl der Nachbarn, denen die 
Baugenehmigung zuzustellen ist, durch diese Bekanntmachung 
ersetzt; § 70 Abs. 3 Satz 3 SächsBO.

- 	 Die Zustellung der Baugenehmigung an Nachbarn gilt mit dem Tag 
dieser Bekanntmachung als bewirkt; § 70 Abs. 3 Satz 5 SächsBO.

- 	 Die oben genannte Rechtsbehelfsbelehrung gilt auch gegenüber 
den Nachbarn.

Die vollständige Baugenehmigung und die Verfahrensakte können 
im Amt für Bauordnung und Denkmalpflege der Stadt Leipzig, 
Technisches Rathaus, Prager Straße 118-136, 04137 Leipzig – Gebäu-
deabschnitt C, Eingang Erdgeschoss direkt von der Prager Straße, 
eingesehen werden. 
Es wird vorab um eine Terminvereinbarung beim zuständigen Verfah-
rensmanager bzw. Verfahrensmanagerin unter der Telefonnummer: 
0341/123-5194 gebeten. ■

Auszug aus dem Liegenschaftskataster mit Eintragung des Baugrundstücks 
(mit Angabe der angrenzenden Flurstücke/Grundstücke einschließlich der 
Flurstücksnummern)

Gemäß § 70 Abs. 3 Sächsische Bauordnung (SächsBO) vom 28.05.2004 
(SächsGVBl. 2004, S. 200) in der derzeit gültigen Fassung wird Fol-
gendes bekannt gemacht:
Das Amt für Bauordnung und Denkmalpflege der Stadt Leipzig hat 
als untere Bauaufsichtsbehörde am 24.10.2022 unter dem Aktenzei-
chen 63-2022-006182-SB-63.22-ATH einen Bescheid mit folgendem 
verfügenden Teil erlassen:

(1)	Die Baugenehmigung für das Vorhaben: „BioCampus: Bauteil 1-B, 
Errichtung eines Büro- und Laborgebäudes auf einer Tiefgarage, 
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Bekanntmachung der Stadt Leipzig gemäß § 70 (3)  
Sächsische Bauordnung (SächsBO) über die Erteilung eines  

Bauvorbescheids für das Vorhaben: „Errichtung eines zweigeschossigen 
Gebäudes mit Kindergarten im Erdgeschoss und Wohnen für  

betreuungsbedürftige Personen im Obergeschoss; Russenstraße“,  
Leipzig, Gemarkung Probstheida, Flurstücke 21/2, 22/1, 23/1

verfügenden Teil erlassen:

(1)	Der Vorbescheid mit der Beantwortung einzelner Fragen für 
das Vorhaben: „Vorbescheid: Errichtung eines zweigeschossigen 
Gebäudes mit Kindergarten im Erdgeschoss und Wohnen für 
betreuungsbedürftige Personen im Obergeschoss, Russenstraße, 
Leipzig, Gemarkung Probstheida, Flurstücke 21/2, 22/1, 23/1, ist 
erteilt.

(2)	Bestandteil der Entscheidung sind die in dem Vorbescheid auf-
geführten und mit der Entscheidung ausgefertigten Bauvorlagen.

Rechtsbehelfsbelehrung:
Gegen diesen Bescheid kann innerhalb eines Monats nach Bekanntgabe 
schriftlich oder zur Niederschrift bei der Stadt Leipzig, Sitzanschrift 
in 04109 Leipzig, Martin-Luther-Ring 4-6, (Besucheranschrift: Prager 
Straße 118-120, 04317 Leipzig) Widerspruch eingelegt werden. Der 
Widerspruch kann auch in elektronischer Form gemäß §  3a Abs. 
2 Verwaltungsverfahrensgesetz eingelegt werden. Hierfür stehen 
folgende Möglichkeiten zur Verfügung:
1.	 Der Widerspruch kann unter abd@leipzig.de durch E-Mail oder 

über das besondere Behördenpostfach Stadt Leipzig – Allgemeiner 
Posteingang jeweils mit qualifizierter elektronischer Signatur ge-
mäß § 3a Abs. 2 S. 2,3 VwVfG erhoben werden.

2.	 Der Widerspruch kann auch unter info@leipzig.de-mail.de durch 
De-Mail in der Sendevariante mit bestätigter sicherer Anmeldung 
gemäß § 5 Abs. 5 De-Mail-Gesetz erhoben werden.

Die Frist wird auch gewahrt, wenn der Widerspruch innerhalb eines 
Monats nach Bekanntgabe schriftlich oder zur Niederschrift bei der 
Landesdirektion Sachsen, Referat 35 in 04107 Leipzig, Braustraße 2 
eingelegt wird.

Hinweise zur Bekanntmachung:
- 	 Die Zustellung des Vorbescheides an die Eigentümer benachbarter 

Grundstücke (Nachbarn) gemäß § 70 Abs. 3 Satz 1 SächsBO wird 
aufgrund der großen Anzahl der Nachbarn, denen der Vorbescheid 
zuzustellen ist, durch diese Bekanntmachung ersetzt; § 70 Abs. 3 
Satz 3 SächsBO.

- 	 Die Zustellung des Vorbescheides an Nachbarn gilt mit dem Tag 
dieser Bekanntmachung als bewirkt; § 70 Abs. 3 Satz 5 SächsBO.

- 	 Die oben genannte Rechtsbehelfsbelehrung gilt auch gegenüber 
den Nachbarn.

Den vollständigen Bauvorbescheid und die Verfahrensakte können 
im Amt für Bauordnung und Denkmalpflege der Stadt Leipzig, 
Technisches Rathaus, Prager Straße 118-136, 04137 Leipzig – Gebäu-
deabschnitt C, Eingang Erdgeschoss direkt von der Prager Straße, 
eingesehen werden. 
Es wird vorab um eine Terminvereinbarung beim zuständigen Verfah-
rensmanager bzw. Verfahrensmanagerin unter der Telefonnummer: 
0341/123-5176 gebeten. ■

Auszug aus dem Liegenschaftskataster mit Eintragung des Baugrundstücks 
(mit Angabe der angrenzenden Flurstücke/Grundstücke einschließlich der 
Flurstücksnummern)

Gemäß § 70 Abs. 3 Sächsische Bauordnung (SächsBO) vom 28.05.2004 
(SächsGVBl. 2004, S. 200) in der derzeit gültigen Fassung wird Fol-
gendes bekannt gemacht:
Das Amt für Bauordnung und Denkmalpflege der Stadt Leipzig 
hat als untere Bauaufsichtsbehörde am 27.10.2022 unter dem Akten-
zeichen 63-2022-007997-BV-63.22-IEH einen Bescheid mit folgendem 
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Bekanntmachung der Stadt Leipzig nach § 70 (3)  
Sächsische Bauordnung (SächsBO) über die Erteilung einer  

Baugenehmigung für das Vorhaben: „Neubau eines  
Einfamilienhauses, Straßbergerstraße“, Leipzig,  

Gemarkung Liebertwolkwitz, Flurstück 787/3

wolkwitz, Flurstück 787/3, im Genehmigungsverfahren nach § 63 
Sächsische Bauordnung (Vereinfachtes Verfahren) ist erteilt.

(2)	Die Baugenehmigung enthält Bedingungen und Auflagen. 

(3)	Bestandteil der Baugenehmigung sind die in der Baugenehmigung 
aufgeführten und mit der Baugenehmigung ausgefertigten Bau-
vorlagen.

Rechtsbehelfsbelehrung:
Gegen diesen Bescheid kann innerhalb eines Monats nach Bekanntgabe 
schriftlich oder zur Niederschrift bei der Stadt Leipzig, Sitzanschrift 
in 04109 Leipzig, Martin-Luther-Ring 4-6, (Besucheranschrift: Prager 
Straße 118-120, 04317 Leipzig) Widerspruch eingelegt werden. Der 
Widerspruch kann auch in elektronischer Form gemäß §  3a Abs. 
2 Verwaltungsverfahrensgesetz eingelegt werden. Hierfür stehen 
folgende Möglichkeiten zur Verfügung:
1.	 Der Widerspruch kann unter abd@leipzig.de durch E-Mail oder 

über das besondere Behördenpostfach Stadt Leipzig – Allgemeiner 
Posteingang jeweils mit qualifizierter elektronischer Signatur ge-
mäß § 3a Abs. 2 S. 2,3 VwVfG erhoben werden.

2.	 Der Widerspruch kann auch unter info@leipzig.de-mail.de durch 
De-Mail in der Sendevariante mit bestätigter sicherer Anmeldung 
gemäß § 5 Abs. 5 De-Mail-Gesetz erhoben werden.

Die Frist wird auch gewahrt, wenn der Widerspruch innerhalb eines 
Monats nach Bekanntgabe schriftlich oder zur Niederschrift bei der 
Landesdirektion Sachsen, Referat 35 in 04107 Leipzig, Braustraße 2 
eingelegt wird.

Hinweise zur Bekanntmachung:
- 	 Die Zustellung der Baugenehmigung an die Eigentümer benach-

barter Grundstücke (Nachbarn) gemäß § 70 Abs. 3 Satz 1 Sächs-
BO wird aufgrund der großen Anzahl der Nachbarn, denen die 
Baugenehmigung zuzustellen ist, durch diese Bekanntmachung 
ersetzt; § 70 Abs. 3 Satz 3 SächsBO.

- 	 Die Zustellung der Baugenehmigung an Nachbarn gilt mit dem Tag 
dieser Bekanntmachung als bewirkt; § 70 Abs. 3 Satz 5 SächsBO.

- 	 Die oben genannte Rechtsbehelfsbelehrung gilt auch gegenüber 
den Nachbarn.

Die vollständige Baugenehmigung und die Verfahrensakte können 
im Amt für Bauordnung und Denkmalpflege der Stadt Leipzig, 
Technisches Rathaus, Prager Straße 118-136, 04137 Leipzig – Gebäu-
deabschnitt C, Eingang Erdgeschoss direkt von der Prager Straße, 
eingesehen werden. 
Es wird vorab um eine Terminvereinbarung beim zuständigen Verfah-
rensmanager bzw. Verfahrensmanagerin unter der Telefonnummer: 
0341/123-5243 gebeten. ■

Auszug aus dem Liegenschaftskataster mit Eintragung des Baugrundstücks 
(mit Angabe der angrenzenden Flurstücke/Grundstücke einschließlich der 
Flurstücksnummern)

Gemäß § 70 Abs. 3 Sächsische Bauordnung (SächsBO) vom 28.05.2004 
(SächsGVBl. 2004, S. 200) in der derzeit gültigen Fassung wird Fol-
gendes bekannt gemacht:
Das Amt für Bauordnung und Denkmalpflege der Stadt Leipzig hat 
als untere Bauaufsichtsbehörde am 28.10.2022 unter dem Aktenzei-
chen 63-2022-009177-VV-63.41-GKA einen Bescheid mit folgendem 
verfügenden Teil erlassen:

(1)	Die Baugenehmigung für das Vorhaben: „Neubau eines Einfa-
milienhauses, Straßbergerstraße“, Leipzig, Gemarkung Liebert-
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Bekanntmachung der Stadt Leipzig nach § 70 (3)  
Sächsische Bauordnung (SächsBO) über die Erteilung einer  

Baugenehmigung für das Vorhaben: „Neubau eines Mehrfamilien-
hauses mit einer Selbsthilfewerkstatt für Fahrräder im Erdgeschoss, 

Parkflächen sowie Anlage eines Spielplatzes und Gemeinschaftsgarten 
im Hof, Shakespearestraße 48, 50, Leipzig, Gemarkung Leipzig,  

Flurstücke 1087/a, 1087/b, 1087/d, 1087/e, 1087/i

Erdgeschoss, Parkflächen sowie Anlage eines Spielplatzes und 
Gemeinschaftsgarten im Hof, Shakespearestraße 48, 50“, Leipzig, 
Gemarkung Leipzig, Flurstücke 1087/a, 1087/b, 1087/d, 1087/e, 
1087/i, im Genehmigungsverfahren nach § 63 Sächsische Bauord-
nung (Vereinfachtes Verfahren) ist erteilt.

(2)	Mit der Baugenehmigung werden folgende Abweichungen benannt: 
Abweichung nach § 67 Abs. 1 SächsBO von § 6 Abs. 2 Satz 1 SächsBO 
(Abstandsflächen): Zustimmung gemäß Begründung zu geringen 
Abstandsflächenüberschreitungen aufgrund planungsrechtlicher 
Vorgaben zu Lasten der Flurstücke 1087/4 und 1087/5.

(3)	Die Baugenehmigung enthält Bedingungen und Auflagen

(4)	Bestandteil der Baugenehmigung sind die in der Baugenehmigung 
aufgeführten und mit der Baugenehmigung ausgefertigten Bauvor-
lagen.

Rechtsbehelfsbelehrung:
Gegen diesen Bescheid kann innerhalb eines Monats nach Bekanntgabe 
schriftlich oder zur Niederschrift bei der Stadt Leipzig, Sitzanschrift 
in 04109 Leipzig, Martin-Luther-Ring 4-6, (Besucheranschrift: Prager 
Straße 118-120, 04317 Leipzig) Widerspruch eingelegt werden. Der 
Widerspruch kann auch in elektronischer Form gemäß § 3a Abs. 2 Ver-
waltungsverfahrensgesetz eingelegt werden. Hierfür stehen folgende 
Möglichkeiten zur Verfügung:
1.	 Der Widerspruch kann unter abd@leipzig.de durch E-Mail oder 

über das besondere Behördenpostfach Stadt Leipzig – Allgemeiner 
Posteingang jeweils mit qualifizierter elektronischer Signatur gemäß 
§ 3a Abs. 2 S. 2,3 VwVfG erhoben werden.

2.	 Der Widerspruch kann auch unter info@leipzig.de-mail.de durch 
De-Mail in der Sendevariante mit bestätigter sicherer Anmeldung 
gemäß § 5 Abs. 5 De-Mail-Gesetz erhoben werden.

Die Frist wird auch gewahrt, wenn der Widerspruch innerhalb eines 
Monats nach Bekanntgabe schriftlich oder zur Niederschrift bei der 
Landesdirektion Sachsen, Referat 35 in 04107 Leipzig, Braustraße 2 
eingelegt wird.

Hinweise zur Bekanntmachung:
- 	 Die Zustellung der Baugenehmigung an die Eigentümer benach-

barter Grundstücke (Nachbarn) gemäß § 70 Abs. 3 Satz 1 SächsBO 
wird aufgrund der großen Anzahl der Nachbarn, denen die Bau-
genehmigung zuzustellen ist, durch diese Bekanntmachung ersetzt; 
§ 70 Abs. 3 Satz 3 SächsBO.

- 	 Die Zustellung der Baugenehmigung an Nachbarn gilt mit dem Tag 
dieser Bekanntmachung als bewirkt; § 70 Abs. 3 Satz 5 SächsBO.

- 	 Die oben genannte Rechtsbehelfsbelehrung gilt auch gegenüber 
den Nachbarn.

Die vollständige Baugenehmigung und die Verfahrensakte können im 
Amt für Bauordnung und Denkmalpflege der Stadt Leipzig, Technisches 
Rathaus, Prager Straße 118-136, 04137 Leipzig – Gebäudeabschnitt C, 
Eingang Erdgeschoss direkt von der Prager Straße, eingesehen werden. 
Es wird vorab um eine Terminvereinbarung beim zuständigen Ver-
fahrensmanager bzw. Verfahrensmanagerin unter der Telefonnummer: 
0341/123-5123 gebeten. ■

Auszug aus dem Liegenschaftskataster mit Eintragung des Baugrundstücks 
(mit Angabe der angrenzenden Flurstücke/Grundstücke einschließlich der 
Flurstücksnummern)

Gemäß § 70 Abs. 3 Sächsische Bauordnung (SächsBO) vom 28.05.2004 
(SächsGVBl. 2004, S. 200) in der derzeit gültigen Fassung wird Folgen-
des bekannt gemacht:
Das Amt für Bauordnung und Denkmalpflege der Stadt Leipzig hat 
als untere Bauaufsichtsbehörde am 26.10.2022 unter dem Aktenzei-
chen 63-2022-006778-VV-63.20-KSE einen Bescheid mit folgendem 
verfügenden Teil erlassen:

(1) Die Baugenehmigung für das Vorhaben: „Neubau eines Mehr-
familienhauses mit einer Selbsthilfewerkstatt für Fahrräder im 

mailto:abd%40leipzig.de?subject=
mailto:info%40leipzig.de-mail.de?subject=


Elektronisches Amtsblatt Stadt Leipzig	
Ausgabe 21/22 · 12.11.2022

14

Bekanntmachung der Stadt Leipzig nach § 70 (3)  
Sächsische Bauordnung (SächsBO) über die Erteilung einer  

Baugenehmigung für das Vorhaben: „Nutzungsänderung des  
Hinterhauses zu Wohnzwecken, Aufstockung und Ergänzung  

von Teilen des vorhandenen Baukörpers, Errichtung einer Innentreppe, 
Rückbau des neuzeitlichen Garagenanbaus, Dimpfelstraße 24“,  

Leipzig, Gemarkung Schönefeld, Flurstück 267/l

(1)	Die Baugenehmigung für das Vorhaben: „Nutzungsänderung des 
Hinterhauses zu Wohnzwecken, Aufstockung und Ergänzung von 
Teilen des vorhandenen Baukörpers, Errichtung einer Innentreppe, 
Rückbau des neuzeitlichen Garagenanbaus, Dimpfelstraße 24“, 
Leipzig, Gemarkung Schönefeld, Flurstück 267/l, im Genehmi-
gungsverfahren nach § 63 Sächsische Bauordnung (Vereinfachtes 
Verfahren) ist erteilt.

(2)	Die Baugenehmigung enthält Bedingungen.

(3)	Bestandteil der Baugenehmigung sind die in der Baugenehmigung 
aufgeführten und mit der Baugenehmigung ausgefertigten Bauvor-
lagen.

Rechtsbehelfsbelehrung:
Gegen diesen Bescheid kann innerhalb eines Monats nach Bekanntgabe 
schriftlich oder zur Niederschrift bei der Stadt Leipzig, Sitzanschrift 
in 04109 Leipzig, Martin-Luther-Ring 4-6, (Besucheranschrift: Prager 
Straße 118-120, 04317 Leipzig) Widerspruch eingelegt werden. Der 
Widerspruch kann auch in elektronischer Form gemäß § 3a Abs. 2 Ver-
waltungsverfahrensgesetz eingelegt werden. Hierfür stehen folgende 
Möglichkeiten zur Verfügung:
1.	 Der Widerspruch kann unter abd@leipzig.de durch E-Mail oder 

über das besondere Behördenpostfach Stadt Leipzig – Allgemeiner 
Posteingang jeweils mit qualifizierter elektronischer Signatur gemäß 
§ 3a Abs. 2 S. 2,3 VwVfG erhoben werden.

2.	 Der Widerspruch kann auch unter info@leipzig.de-mail.de durch 
De-Mail in der Sendevariante mit bestätigter sicherer Anmeldung 
gemäß § 5 Abs. 5 De-Mail-Gesetz erhoben werden.

Die Frist wird auch gewahrt, wenn der Widerspruch innerhalb eines 
Monats nach Bekanntgabe schriftlich oder zur Niederschrift bei der 
Landesdirektion Sachsen, Referat 35 in 04107 Leipzig, Braustraße 2 
eingelegt wird.

Hinweise zur Bekanntmachung:
- 	 Die Zustellung der Baugenehmigung an die Eigentümer benach-

barter Grundstücke (Nachbarn) gemäß § 70 Abs. 3 Satz 1 SächsBO 
wird aufgrund der großen Anzahl der Nachbarn, denen die Bau-
genehmigung zuzustellen ist, durch diese Bekanntmachung ersetzt; 
§ 70 Abs. 3 Satz 3 SächsBO.

-	 Die Zustellung der Baugenehmigung an Nachbarn gilt mit dem Tag 
dieser Bekanntmachung als bewirkt; § 70 Abs. 3 Satz 5 SächsBO.

- 	 Die oben genannte Rechtsbehelfsbelehrung gilt auch gegenüber 
den Nachbarn.

Die vollständige Baugenehmigung und die Verfahrensakte können im 
Amt für Bauordnung und Denkmalpflege der Stadt Leipzig, Technisches 
Rathaus, Prager Straße 118-136, 04137 Leipzig – Gebäudeabschnitt C, 
Eingang Erdgeschoss direkt von der Prager Straße, eingesehen werden. 
Es wird vorab um eine Terminvereinbarung beim zuständigen Ver-
fahrensmanager bzw. Verfahrensmanagerin unter der Telefonnummer: 
0341/123-5169 gebeten. ■

Auszug aus dem Liegenschaftskataster mit Eintragung des Baugrundstücks 
(mit Angabe der angrenzenden Flurstücke/Grundstücke einschließlich der 
Flurstücksnummern)

Gemäß § 70 Abs. 3 Sächsische Bauordnung (SächsBO) vom 28.05.2004 
(SächsGVBl. 2004, S. 200) in der derzeit gültigen Fassung wird Folgen-
des bekannt gemacht:
Das Amt für Bauordnung und Denkmalpflege der Stadt Leip-
zig hat als untere Bauaufsichtsbehörde unter dem Aktenzeichen 
63-2022-007687-VV-63.31-HSI einen Bescheid mit folgendem verfü-
genden Teil erlassen:
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Bekanntmachung der Stadt Leipzig nach § 70 (3)  
Sächsische Bauordnung (SächsBO) über die Erteilung einer  

Baugenehmigung für das Vorhaben: „Errichtung eines Hotelgebäudes 
mit eingeschossiger Tiefgarage (Los 3.1 / BT 4), hier: 1. Nachtrag zur 

Baugenehmigung vom 21.12.2020, Wintergartenstraße 15, 17,  
Hahnekamm 4“, Leipzig, Gemarkung Leipzig,  

Flurstücke 1853/12, 1853/13, 1853/18, 1853/19, 1853/22
(1)	Die Baugenehmigung für das Vorhaben: „Errichtung eines Hotel-

gebäudes mit eingeschossiger Tiefgarage (Los 3.1 / BT 4), hier: 1. 
Nachtrag zur Baugenehmigung vom 21.12.2020, Wintergartenstraße 
15, 17, Hahnekamm 4“, Leipzig, Gemarkung Leipzig, Flurstücke 
1853/12, 1853/13, 1853/18, 1853/19, 1853/22, im Genehmigungs-
verfahren nach § 64 Sächsische Bauordnung (Sonderbau) ist erteilt.

(2)	Die Baugenehmigung enthält Auflagen und Auflagenvorbehalte.

(3)	Bestandteil der Baugenehmigung sind die in der Baugenehmigung 
aufgeführten und mit der Baugenehmigung ausgefertigten Bauvor-
lagen.

Rechtsbehelfsbelehrung:
Gegen diesen Bescheid kann innerhalb eines Monats nach Bekanntgabe 
schriftlich oder zur Niederschrift bei der Stadt Leipzig, Sitzanschrift 
in 04109 Leipzig, Martin-Luther-Ring 4-6, (Besucheranschrift: Prager 
Straße 118-120, 04317 Leipzig) Widerspruch eingelegt werden. Der 
Widerspruch kann auch in elektronischer Form gemäß § 3a Abs. 2 Ver-
waltungsverfahrensgesetz eingelegt werden. Hierfür stehen folgende 
Möglichkeiten zur Verfügung:
1.	 Der Widerspruch kann unter abd@leipzig.de durch E-Mail oder 

über das besondere Behördenpostfach Stadt Leipzig – Allgemeiner 
Posteingang jeweils mit qualifizierter elektronischer Signatur gemäß 
§ 3a Abs. 2 S. 2,3 VwVfG erhoben werden.

2.	 Der Widerspruch kann auch unter info@leipzig.de-mail.de durch 
De-Mail in der Sendevariante mit bestätigter sicherer Anmeldung 
gemäß § 5 Abs. 5 De-Mail-Gesetz erhoben werden.

Die Frist wird auch gewahrt, wenn der Widerspruch innerhalb eines 
Monats nach Bekanntgabe schriftlich oder zur Niederschrift bei der 
Landesdirektion Sachsen, Referat 35 in 04107 Leipzig, Braustraße 2 
eingelegt wird.

Hinweise zur Bekanntmachung:
- 	 Die Zustellung der Baugenehmigung an die Eigentümer benach-

barter Grundstücke (Nachbarn) gemäß § 70 Abs. 3 Satz 1 SächsBO 
wird aufgrund der großen Anzahl der Nachbarn, denen die Bau-
genehmigung zuzustellen ist, durch diese Bekanntmachung ersetzt; 
§ 70 Abs. 3 Satz 3 SächsBO.

- 	 Die Zustellung der Baugenehmigung an Nachbarn gilt mit dem Tag 
dieser Bekanntmachung als bewirkt; § 70 Abs. 3 Satz 5 SächsBO.

- 	 Die oben genannte Rechtsbehelfsbelehrung gilt auch gegenüber 
den Nachbarn.

Die vollständige Baugenehmigung und die Verfahrensakte können im 
Amt für Bauordnung und Denkmalpflege der Stadt Leipzig, Technisches 
Rathaus, Prager Straße 118-136, 04137 Leipzig – Gebäudeabschnitt C, 
Eingang Erdgeschoss direkt von der Prager Straße, eingesehen werden. 
Es wird vorab um eine Terminvereinbarung beim zuständigen Ver-
fahrensmanager bzw. Verfahrensmanagerin unter der Telefonnummer: 
0341 /23-5188 gebeten. ■

Auszug aus dem Liegenschaftskataster mit Eintragung des Baugrundstücks 
(mit Angabe der angrenzenden Flurstücke/Grundstücke einschließlich der 
Flurstücksnummern)

Durchgang

Durchgang

Durchgang

TG Ausfahrt

TG Einfahrt

Durchgang

Durchgang

Durchfahrt

Durchfahrt
Tiefgarage

Einfahrt

Ausfahrt

LOS 3.1
Gesamtfläche 4092 m²

TF 1

TF 3

TF 5

TF 7

TF 9

TF 2

TF 4

TF 8

TF 6

TF 10

TF 11

TF 12

Gemäß § 70 Abs. 3 Sächsische Bauordnung (SächsBO) vom 28.05.2004 
(SächsGVBl. 2004, S. 200) in der derzeit gültigen Fassung wird Folgen-
des bekannt gemacht:
Das Amt für Bauordnung und Denkmalpflege der Stadt Leipzig hat 
als untere Bauaufsichtsbehörde am 02.11.2022 unter dem Akten-
zeichen 63-2021-015208-SB-63.20-MIS einen Bescheid mit folgendem 
verfügenden Teil erlassen:
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Bekanntmachung der Stadt Leipzig nach § 70 (3)  
Sächsische Bauordnung (SächsBO) über die Erteilung einer  

Baugenehmigung für das Vorhaben: „Nutzungsänderung Halle 2  
von Logistiklager zu Produktion, Brahestraße 8 a“,  
Leipzig, Gemarkung Schönefeld, Flurstück 909/4

aufgeführten und mit der Baugenehmigung ausgefertigten Bau-
vorlagen.

Rechtsbehelfsbelehrung:
Gegen diesen Bescheid kann innerhalb eines Monats nach Bekanntgabe 
schriftlich oder zur Niederschrift bei der Stadt Leipzig, Sitzanschrift 
in 04109 Leipzig, Martin-Luther-Ring 4-6, (Besucheranschrift: Prager 
Straße 118-120, 04317 Leipzig) Widerspruch eingelegt werden. Der 
Widerspruch kann auch in elektronischer Form gemäß § 3a Abs. 2 Ver-
waltungsverfahrensgesetz eingelegt werden. Hierfür stehen folgende 
Möglichkeiten zur Verfügung:
1.	 Der Widerspruch kann unter abd@leipzig.de durch E-Mail oder 

über das besondere Behördenpostfach Stadt Leipzig – Allgemeiner 
Posteingang jeweils mit qualifizierter elektronischer Signatur gemäß 
§ 3a Abs. 2 S. 2,3 VwVfG erhoben werden.

2.	 Der Widerspruch kann auch unter info@leipzig.de-mail.de durch 
De-Mail in der Sendevariante mit bestätigter sicherer Anmeldung 
gemäß § 5 Abs. 5 De-Mail-Gesetz erhoben werden.

Die Frist wird auch gewahrt, wenn der Widerspruch innerhalb eines 
Monats nach Bekanntgabe schriftlich oder zur Niederschrift bei der 
Landesdirektion Sachsen, Referat 35 in 04107 Leipzig, Braustraße 2 
eingelegt wird.

Hinweise zur Bekanntmachung:
- 	 Die Zustellung der Baugenehmigung an die Eigentümer benach-

barter Grundstücke (Nachbarn) gemäß § 70 Abs. 3 Satz 1 SächsBO 
wird aufgrund der großen Anzahl der Nachbarn, denen die Bau-
genehmigung zuzustellen ist, durch diese Bekanntmachung ersetzt; 
§ 70 Abs. 3 Satz 3 SächsBO.

- 	 Die Zustellung der Baugenehmigung an Nachbarn gilt mit dem Tag 
dieser Bekanntmachung als bewirkt; § 70 Abs. 3 Satz 5 SächsBO.

- 	 Die oben genannte Rechtsbehelfsbelehrung gilt auch gegenüber 
den Nachbarn.

Die vollständige Baugenehmigung und die Verfahrensakte können im 
Amt für Bauordnung und Denkmalpflege der Stadt Leipzig, Technisches 
Rathaus, Prager Straße 118-136, 04137 Leipzig – Gebäudeabschnitt C, 
Eingang Erdgeschoss direkt von der Prager Straße, eingesehen werden. 
Es wird vorab um eine Terminvereinbarung beim zuständigen Ver-
fahrensmanager bzw. Verfahrensmanagerin unter der Telefonnummer: 
0341/123-8926 gebeten. ■

Auszug aus dem Liegenschaftskataster mit Eintragung des Baugrundstücks 
(mit Angabe der angrenzenden Flurstücke/Grundstücke einschließlich der 
Flurstücksnummern)

Gemäß § 70 Abs. 3 Sächsische Bauordnung (SächsBO) vom 28.05.2004 
(SächsGVBl. 2004, S. 200) in der derzeit gültigen Fassung wird Folgen-
des bekannt gemacht:
Das Amt für Bauordnung und Denkmalpflege der Stadt Leipzig hat 
als untere Bauaufsichtsbehörde am 25.10.2022 unter dem Aktenzei-
chen 63-2022-004130-SB-63.31-SGR einen Bescheid mit folgendem 
verfügenden Teil erlassen:

(1)	Die Baugenehmigung für das Vorhaben: „Nutzungsänderung Halle 
2 von Logistiklager zu Produktion, Brahestraße 8 a“, Leipzig, Ge-
markung Schönefeld, Flurstück 909/4, im Genehmigungsverfahren 
nach § 64 Sächsische Bauordnung (Sonderbau) ist erteilt.

(2)	Die Baugenehmigung enthält Bedingungen, Auflagen und Auf-
lagenvorbehalte. 

(3) Bestandteil der Baugenehmigung sind die in der Baugenehmigung 
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Bekanntmachung der Stadt Leipzig nach § 70 (3)  
Sächsische Bauordnung (SächsBO) über die Erteilung einer  

Baugenehmigung für das Vorhaben: „Abbruch eines  
Bestandsgebäudes und Errichtung von zwei mehrgeschossigen  

Wohngebäuden und einer Tiefgarage, Breslauer Straße 19-21“, Leipzig, 
Gemarkung Stötteritz, Flurstücke 760, 761/1, 761/2, 40/s

und einer Tiefgarage, Breslauer Straße 19-21“, Leipzig, Gemarkung 
Stötteritz, Flurstücke 760, 761/1, 761/2, 40/s, im Genehmigungsver-
fahren nach § 63 Sächsische Bauordnung (Vereinfachtes Verfahren) 
ist erteilt.

(2)Mit der Baugenehmigung wird folgende Abweichungen zugelassen:

Abweichung gemäß § 67 Abs. 1 SächsBO von den Anforderungen aus 
§ 3 Abs. 4 SächsGarStellplVO dahingehend, dass die verkehrliche 
Erschließung der Tiefgarage über eine gemeinsame Zu- bzw. Ab-
fahrt erfolgt.

(4) Die Baugenehmigung enthält Bedingungen, Auflagen und Auf-
lagenvorbehalte.

(5) Bestandteil der Baugenehmigung sind die in der Baugenehmigung 
aufgeführten und mit der Baugenehmigung ausgefertigten Bau-
vorlagen.

Rechtsbehelfsbelehrung:
Gegen diesen Bescheid kann innerhalb eines Monats nach Bekanntgabe 
schriftlich oder zur Niederschrift bei der Stadt Leipzig, Sitzanschrift 
in 04109 Leipzig, Martin-Luther-Ring 4-6, (Besucheranschrift: Prager 
Straße 118-120, 04317 Leipzig) Widerspruch eingelegt werden. Der 
Widerspruch kann auch in elektronischer Form gemäß § 3a Abs. 2 Ver-
waltungsverfahrensgesetz eingelegt werden. Hierfür stehen folgende 
Möglichkeiten zur Verfügung:
1.	 Der Widerspruch kann unter abd@leipzig.de durch E-Mail oder 

über das besondere Behördenpostfach Stadt Leipzig – Allgemeiner 
Posteingang jeweils mit qualifizierter elektronischer Signatur gemäß 
§ 3a Abs. 2 S. 2,3 VwVfG erhoben werden.

2.	 Der Widerspruch kann auch unter info@leipzig.de-mail.de durch 
De-Mail in der Sendevariante mit bestätigter sicherer Anmeldung 
gemäß § 5 Abs. 5 De-Mail-Gesetz erhoben werden.

Die Frist wird auch gewahrt, wenn der Widerspruch innerhalb eines 
Monats nach Bekanntgabe schriftlich oder zur Niederschrift bei der 
Landesdirektion Sachsen, Referat 35 in 04107 Leipzig, Braustraße 2 
eingelegt wird.

Hinweise zur Bekanntmachung:
- 	 Die Zustellung der Baugenehmigung an die Eigentümer benach-

barter Grundstücke (Nachbarn) gemäß § 70 Abs. 3 Satz 1 SächsBO 
wird aufgrund der großen Anzahl der Nachbarn, denen die Bau-
genehmigung zuzustellen ist, durch diese Bekanntmachung ersetzt; 
§ 70 Abs. 3 Satz 3 SächsBO.

- 	 Die Zustellung der Baugenehmigung an Nachbarn gilt mit dem Tag 
dieser Bekanntmachung als bewirkt; § 70 Abs. 3 Satz 5 SächsBO.

- 	 Die oben genannte Rechtsbehelfsbelehrung gilt auch gegenüber 
den Nachbarn.

Die vollständige Baugenehmigung und die Verfahrensakte können im 
Amt für Bauordnung und Denkmalpflege der Stadt Leipzig, Technisches 
Rathaus, Prager Straße 118-136, 04137 Leipzig – Gebäudeabschnitt C, 
Eingang Erdgeschoss direkt von der Prager Straße, eingesehen werden. 
Es wird vorab um eine Terminvereinbarung beim zuständigen Ver-
fahrensmanager bzw. Verfahrensmanagerin unter der Telefonnummer: 
0341/123-5167 gebeten. ■

Auszug aus dem Liegenschaftskataster mit Eintragung des Baugrundstücks 
(mit Angabe der angrenzenden Flurstücke/Grundstücke einschließlich der 
Flurstücksnummern)

Gemäß § 70 Abs. 3 Sächsische Bauordnung (SächsBO) vom 28.05.2004 
(SächsGVBl. 2004, S. 200) in der derzeit gültigen Fassung wird Folgen-
des bekannt gemacht:
Das Amt für Bauordnung und Denkmalpflege der Stadt Leipzig hat 
als untere Bauaufsichtsbehörde am 07.11.2022 unter dem Aktenzei-
chen 63-2022-006311-VV-63.41-KKE einen Bescheid mit folgendem 
verfügenden Teil erlassen:

(1)	Die Baugenehmigung für das Vorhaben: „Abbruch eines Bestandsge-
bäudes und Errichtung von zwei mehrgeschossigen Wohngebäuden 
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Bekanntmachung der Stadt Leipzig nach § 70 (3)  
Sächsische Bauordnung (SächsBO) über die Erteilung einer  

Baugenehmigung für das Vorhaben: „Aktive Schule Leipzig –  
Freie Oberschule, Umnutzung von Räumen im Untergeschoss,  
Mottelerstraße 4“, Leipzig, Gemarkung Gohlis, Flurstück 277/d

(1)	Die Baugenehmigung für das Vorhaben: „Aktive Schule Leipzig 
- Freie Oberschule, Umnutzung von Räumen im Untergeschoss, 
Mottelerstraße 4“, Leipzig, Gemarkung Gohlis, Flurstück 277/d, 
im Genehmigungsverfahren nach §  64 Sächsische Bauordnung 
(Sonderbau) ist erteilt.

(2)	Mit der Baugenehmigung wird folgende Abweichung zugelassen: 
Abweichung gemäß § 67 Abs. 1 SächsBO von den Anforderungen 
aus § 50 Abs. 2 Satz 2 Pkt. 1 SächsBO dahingehend, dass die dem 
allgemeinen Besucher- und Benutzerverkehr dienenden Bereiche 
nicht barrierefrei hergestellt werden müssen.

(3)	Die Baugenehmigung enthält Auflagen. 
(4)	Bestandteil der Baugenehmigung sind die in der Baugenehmigung 

aufgeführten und mit der Baugenehmigung ausgefertigten Bauvor-
lagen.

Rechtsbehelfsbelehrung:
Gegen diesen Bescheid kann innerhalb eines Monats nach Bekanntgabe 
schriftlich oder zur Niederschrift bei der Stadt Leipzig, Sitzanschrift 
in 04109 Leipzig, Martin-Luther-Ring 4-6, (Besucheranschrift: Prager 
Straße 118-120, 04317 Leipzig) Widerspruch eingelegt werden. Der 
Widerspruch kann auch in elektronischer Form gemäß § 3a Abs. 2 Ver-
waltungsverfahrensgesetz eingelegt werden. Hierfür stehen folgende 
Möglichkeiten zur Verfügung:
1.	 Der Widerspruch kann unter abd@leipzig.de durch E-Mail oder 

über das besondere Behördenpostfach Stadt Leipzig – Allgemeiner 
Posteingang jeweils mit qualifizierter elektronischer Signatur gemäß 
§ 3a Abs. 2 S. 2,3 VwVfG erhoben werden.

2.	 Der Widerspruch kann auch unter info@leipzig.de-mail.de durch 
De-Mail in der Sendevariante mit bestätigter sicherer Anmeldung 
gemäß § 5 Abs. 5 De-Mail-Gesetz erhoben werden.

Die Frist wird auch gewahrt, wenn der Widerspruch innerhalb eines 
Monats nach Bekanntgabe schriftlich oder zur Niederschrift bei der 
Landesdirektion Sachsen, Referat 35 in 04107 Leipzig, Braustraße 2 
eingelegt wird.

Hinweise zur Bekanntmachung:
- 	 Die Zustellung der Baugenehmigung an die Eigentümer benach-

barter Grundstücke (Nachbarn) gemäß § 70 Abs. 3 Satz 1 SächsBO 
wird aufgrund der großen Anzahl der Nachbarn, denen die Bau-
genehmigung zuzustellen ist, durch diese Bekanntmachung ersetzt; 
§ 70 Abs. 3 Satz 3 SächsBO.

- 	 Die Zustellung der Baugenehmigung an Nachbarn gilt mit dem Tag 
dieser Bekanntmachung als bewirkt; § 70 Abs. 3 Satz 5 SächsBO.

- 	 Die oben genannte Rechtsbehelfsbelehrung gilt auch gegenüber 
den Nachbarn.

Die vollständige Baugenehmigung und die Verfahrensakte können im 
Amt für Bauordnung und Denkmalpflege der Stadt Leipzig, Technisches 
Rathaus, Prager Straße 118-136, 04137 Leipzig – Gebäudeabschnitt C, 
Eingang Erdgeschoss direkt von der Prager Straße, eingesehen werden. 
Es wird vorab um eine Terminvereinbarung beim zuständigen Ver-
fahrensmanager bzw. Verfahrensmanagerin unter der Telefonnummer: 
0341/123-5192 gebeten. ■

Auszug aus dem Liegenschaftskataster mit Eintragung des Baugrundstücks 
(mit Angabe der angrenzenden Flurstücke/Grundstücke einschließlich der 
Flurstücksnummern)

Gemäß § 70 Abs. 3 Sächsische Bauordnung (SächsBO) vom 28.05.2004 
(SächsGVBl. 2004, S. 200) in der derzeit gültigen Fassung wird Folgen-
des bekannt gemacht:
Das Amt für Bauordnung und Denkmalpflege der Stadt Leipzig hat 
als untere Bauaufsichtsbehörde am 10.11.2022 unter dem Akten-
zeichen 63-2022-006260-SB-63.22-JAP einen Bescheid mit folgendem 
verfügenden Teil erlassen:
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